
Bommert (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als erstes meinen 

Glückwunsch an Herrn Vogelsänger zur Ernennung zum Minister. 

(Beifall CDU und SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, endlich werden in 

diesem Hause die wichtigen Probleme der Leistungserbringer 

des Landes Brandenburg diskutiert. 

(Anhaltender Beifall CDU und FDP) 

Bezeichnend ist dabei, dass sich die rot-rote Koalition auffällig 

zurückhält. Damit wird für jeden klar, welchen Prioritäten diese 

Regierung verpflichtet ist. Es geht hier nicht um den Mittelstand. 

Es geht hier nicht um das Unternehmen. Es geht erst 

recht nicht um die Leistungserbringer dieser Gesellschaft. 

(Zurufe von der SPD) 

Es geht einzig und allein um die Verschwendung von Steuermitteln 

für riskante Prestigeobjekte von Rot-Rot. 

(Bischoff [SPD]: Da müssen Sie ja selber lachen!) 

Ich will nur zwei, den Mindestlohn und den öffentlichen Beschäftigungssektor, 

nennen. Bezeichnend dafür ist auch der 

Koalitionsvertrag, in dem das Wort Handwerk auf 61 Seiten 

Papier gerade einmal vorkommt. 

(Zuruf von der CDU: Hört! Hört!) 

Stattdessen sprechen Sie ein Dutzend Mal vom Industrieland 

Brandenburg. Welches Industrieland meinen Sie? Klar dürfte 

doch wohl sein, dass Brandenburg gerade von kleinen und 



mittleren Unternehmen, von Handwerkern und Dienstleistern 

geprägt ist und nicht in erster Linie von der Industrie. 

(Beifall CDU, FDP und GRÜNE/B90 - Frau Melior [SPD]: 

Sie haben die Bauern vergessen!) 

Sie aber haben kein Interesse am Handwerk und am Mittelstand, 

und Ihr Koalitionsvertrag legt darüber Zeugnis ab. 

(Zuruf von der SPD: Das ist bösartig!) 

Wie ist denn die gegenwärtige Situation des Mittelstandes und 

des Handwerks in Brandenburg? Aktuell scheuen 80 % der 

Unternehmen die Verantwortung, ein Unternehmen zu eröffnen 

oder weiterzuführen. Warum ist das so? Nach meiner Erfahrung 

hat das zwei Ursachen. Zum einen ist die wirtschaftliche 

Situation in Zeiten der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 

nicht einfacher geworden. Viele Unternehmen haben mehr und 

mehr zu kämpfen und konnten sich bislang nur mit Konjunkturpaketen 

und Unterstützungsmaßnahmen seitens des Staates 

überhaupt am Markt behaupten. Zum anderen ist die ungerechtfertigte 

pauschale Unternehmerschelte in der Öffentlichkeit 

für viele einfach nicht mehr zu ertragen. Wenn man sich in 

dieser Gesellschaft schon dafür entschuldigen muss, ein Unternehmer 

zu sein, läuft definitiv etwas schief. 

(Beifall CDU und FDP) 

Grundsätzlich soll ein Unternehmen nicht auf den Staat angewiesen 

sein. Mit einer guten Idee kann sich jeder wirtschaftlich 

betätigen und verwirklichen. Der Staat allerdings ist sehr wohl 



auf Unternehmen und Unternehmer angewiesen, die gut funktionieren 

und erfolgreich sind. Denn wer sollte sonst die Steuern 

für die staatlichen Ausgaben wie Sicherheit, Justiz, Bildung 

oder Sozialsysteme zahlen? Die öffentliche Verwaltung ist es 

jedenfalls nicht. 

Das negative Image der Unternehmerschaft in der allgemeinen 

Öffentlichkeit hat fatale Auswirkungen auf die ganze Gesellschaft. 

Lassen Sie mich das anhand einiger Beispiele kurz darstellen. 

Wenn heutzutage das Unternehmertum so verunglimpft 

wird, ist es schwer, Fachkräfte und Führungsnachwuchs für den 

Einstieg in den Mittelstand zu begeistern. Somit stehen viele 

Betriebe vor dem Aus, weil eine Unternehmensnachfolge nicht 

geregelt werden kann. Damit gehen wiederum Arbeitsplätze 

und Steuereinnahmen für den Staat verloren. 

(Unruhe) 

Man muss immer wieder daran erinnern, dass die Wirtschaft, 

die Unternehmer mit ihrem Engagement die Wohlstandsbasis 

dieses Landes sichern. Respekt vor unternehmerischer Leistung 

- Fehlanzeige. Im Gegenteil, die Rahmenbedingungen werden 

durch diese Regierung noch verschlechtert. Da wird immer wieder 

ein Mindestlohn in allen Branchen gefordert, den viele 

brandenburgische Unternehmen gar nicht leisten können. 

Auf der anderen Seite sollen genau diese Betriebe ihren gesellschaftlichen 

Verpflichtungen nachkommen. Sie sollen als 

Sponsor für soziale, sportliche oder kulturelle Belange auftreten. 



Das kann aber nur funktionieren, wenn Betriebe unseres 

Landes wirtschaftlichen Erfolg haben und Gewinn erwirtschaften. 

Sie dürfen nicht durch staatliche Einflussnahme in ihrer 

unternehmerischen Freiheit eingeschränkt werden. 

Die aktuelle Fachkräftestudie für Berlin-Brandenburg hat das 

Ausmaß des zukünftigen Fachkräftemangels klar beziffert. 

Demnach werden schon in fünf Jahren 273 000 qualifizierte 

Arbeitskräfte fehlen. In 20 Jahren ist das mehr als eine halbe 

Million, wenn keine Gegenmaßnahmen getroffen werden. 

Mit dieser Aktuellen Stunde und den Anträgen zur Unterstützung 

des Mittelstandes wollen wir einen ersten Schritt, ja, erste 

Gegenmaßnahmen ergreifen. Die Politik von Brandenburg muss 

stärker, als sie es bisher getan hat, die Rolle der Unternehmen 

als tragende Säule in unserer Gesellschaft anerkennen und 

unterstützen. 

(Beifall CDU) 

Sie muss die notwendigen Rahmenbedingungen schaffen, damit 

sich Unternehmer frei entfalten können. Eine Umfrage des 

Bundesverbandes der mittelständischen Wirtschaft hat ergeben, 

dass zu viel Bürokratie und Regelungen die Betriebe zu 

stark einschränken und sie daran hindern, ihre eigentliche Arbeit 

und Ideen voranzubringen. 

Wenn ich mir den Entwurf für ein rot-rotes Vergabegesetz in 

Brandenburg ansehe, stelle ich fest: Das sind genau die bürokratischen 

Hemmnisse, unter denen der Mittelstand leidet, 



ganz zu schweigen von dem kleinen Handwerksbetrieb, der 

sich keine eigene Verwaltung leisten kann, die nur darauf achtet, 

dass alle bürokratischen Erfordernisse und sämtliche Berichtspflichten 

erfüllt werden. Wenn ich mir anschaue, welche 

Unterlagen in meinem Betrieb täglich ausgefüllt und eingereicht 

werden müssen, kann ich die schlechte Stimmung meiner 

Kollegen sehr gut nachvollziehen. 

Ein anderer Punkt fällt auf. Schauen Sie sich doch einmal an, 

wen ein solches Vergabegesetz in Brandenburg überhaupt 

trifft! Es ist ein ziemlich kleiner Anteil unserer Wirtschaft. Dafür 

ein solcher Aufwand? Anscheinend muss aber ein solches 

Gesetz zu einem riesigen Bürokratieungetüm werden, damit 

man es in der Öffentlichkeit überhaupt wahrnimmt. Frei nach 

Shakespeare: „Viel Lärm um nichts.“ Diese Täuschung werden 

die Unternehmer und die Bürger, die am Ende die Zeche 

zu zahlen haben, nicht durchgehen lassen. Mit dem Thema 

Mindestlohn, das der eigentliche Kern des Gesetzes sein soll, 

werden Sie definitiv Schiffbruch erleiden. 

Was passiert in den Branchen, die sich per Tarifvertrag über 

bundesrechtliche Regelungen auf einen Lohn unter der 7,50-Euro- 

Grenze verständigt haben, zum Beispiel bei den Gebäudereinigern? 

Hier wird im Osten ein Lohn von 6,83 Euro gezahlt. 

Heißt das nun, die Unternehmen aus dieser Branche, die diesen 

tariflich vereinbarten Lohn zahlen, können an keiner öffentlichen 

Auftragsvergabe in Brandenburg teilnehmen? Das wäre 



ja wohl ein Treppenwitz. 

So, wie ich diesen Gesetzentwurf verstehe, bleiben diesen 

Unternehmen nur zwei Möglichkeiten: Entweder verpflichten 

sie sich, 7,50 Euro zu zahlen, und würden damit nicht mehr 

wirtschaftlich arbeiten können, was sie wiederum über kurz 

oder lang in ihrer Existenz gefährdet, oder sie treten aus der Tarifgemeinschaft 

aus, um einen höheren Stundenlohn anbieten 

zu können. 

Die rot-rote Landesregierung hält zwar das Tarifrecht immer 

wieder hoch. Mit der Logik eines solchen Vergabegesetzes 

zwingt sie allerdings Unternehmen der Branche, der Tarifgemeinschaft 

den Rücken zu kehren. Das müssen Sie Ihrer Klientel 

erst einmal klarmachen. Viel Spaß dabei. 

Die angesprochene negative Stimmung nach innen ist nur der 

eine Aspekt. Viel schlimmer ist aber eine solche Stimmung, 

 

wenn sie von außen auf ein Land drückt. Brandenburg hat das 

durch die vielen Großprojekte der Ära Stolpe wie Cargolifter, 

Chipfabrik und Lausitzring leidig erfahren müssen. 

(Zurufe der Abgeordneten Lehmann und des Abgeordneten 

Bischoff [SPD]) 

Das Bild bei den potenziellen Investoren der „kleinen DDR“ 

und der gescheiterten Großprojekte wurde in den letzten Jahren 

durch eine kluge Wirtschaftspolitik, die die CDU verantwortet 

hat, mühsam abgebaut. 



(Beifall CDU - Zurufe von der Fraktion DIE LINKE: Oh! 

Oh!) 

Fragen Sie heute einmal nach dem derzeitigen Image von 

Brandenburg. Neben der ganzen Debatte um eine Stasi-getragene 

Regierung haben wirtschaftliche Vorteile Brandenburgs 

kaum noch Platz in der Argumentation. Damit hat es natürlich 

jeder schwer, der potenzielle Investoren für Brandenburg gewinnen 

möchte. Sogar der Wirtschaftsminister musste bei der 

ZAB einräumen, dass die Stasidebatte dem Land massiv geschadet 

hat. Glauben Sie mir, um einen solchen Schaden wiedergutzumachen, 

sind weder ein öffentlicher Beschäftigungssektor 

noch ein Mindestlohn dienlich. 

(Beifall CDU) 

Schaffen Sie stattdessen verlässliche Rahmenbedingungen für 

das Handwerk und den Mittelstand! Setzen Sie sich für deren 

Belange ein! Wir als CDU-Fraktion werden zum Vergabegesetz 

eine wirkliche Alternative vorlegen, die den Mittelstand fördert 

und die Stimmung in diesem wichtigen Wirtschaftsbereich 

wieder aufhellt. Wir arbeiten nicht an Prestigeobjekten, wie sie 

Rot-Rot im Auge hat. Wir als CDU-Brandenburg wollen die 

Leistungsträger stärken. Das sind für uns das Handwerk und 

der Mittelstand. Nur wenn solche Unternehmen langfristig am 

Markt bestehen, werden sie ihren Beitrag für die Gesellschaft 

leisten: Sie schaffen Arbeitsplätze, bilden junge Menschen aus 

und erwirtschaften Gewinne, aus denen Steuern und Abgaben 



für die Allgemeinheit fließen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach mehr als 100 Tagen 

Rot-Rot in Brandenburg fordern wir als CDU-Fraktion die 

Landesregierung auf: Tun Sie endlich etwas für unsere Handwerker! 

Tun Sie endlich etwas für unsere Mittelständler! Die 

sind das Rückgrat unserer Gesellschaft und der Garant für sozialen 

Frieden und Wohlstand. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU und FDP) 

 

 


